
TEXTLICHE FESTSETZUNGEN GEM. BAUGB UND BAUNVO (1990) 
 
Art der baulichen Nutzung 
 

1. Innerhalb der Kerngebiete 1 und 2 (MK 1, MK 2) sind  
 - Vergnügungsstätten nach § 7 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO unzulässig  

(gem. § 1 Abs. 5 u. 9 BauNVO), 
 - Wohnungen nur ab dem 2. Obergeschoss (einschl.) zulässig  

(gem. § 7 Abs. 2 Nr. 7 i. V. m. § 1 Abs. 7 BauNVO). 
 
Maß der baulichen Nutzung 
 

2. Der untere Bezugspunkt für die Oberkante (OK) und Traufhöhe (TH) von baulichen An-
lagen ist die Fahrbahnoberfläche im Bereich der Längsachse der nächsten öffentlichen
Erschließungsstraße. Als oberer Bezugspunkt für die Traufhöhe (TH) wird die Schnitt-
kante zwischen den Außenflächen der Gebäudeaußenwand und den Außenflächen der
oberen Dachhaut der Hauptdachflächen festgesetzt (gem. § 18 Abs. 1 BauNVO). Anla-
gen des Emissionsschutzes und untergeordnete Nebenanlagen (z. B. Schornsteine, An-
tennen) sind von dieser Höhenbegrenzung ausgenommen. 

 
Bauweise 
 

3. Für die Kerngebiete 1 und 2 (MK 1, MK 2) gilt eine von § 22 Abs. 1 BauNVO abwei-
chende Bauweise:  
Sofern eine Baugrenze festgesetzt ist, dürfen die Gebäude ohne Grenzabstand an die-
ser errichtet werden (gem. § 22 Abs. 4 BauNVO). Die Vorschriften des § 5 der Nieder-
sächsischen Bauordnung (NBauO) über die Grenzabstände bleiben von dieser Rege-
lung unberührt. 

 
Überbaubare Grundstücksfläche 
 

4. Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen ist die Errichtung von Garagen i. S. d.
§ 12 BauNVO sowie von Nebenanlagen i. S. d. § 14 Abs. 1 BauNVO mit Ausnahme von
Einfriedungen unzulässig (gem. § 23 Abs. 5 BauNVO). 

 

HINWEISE 
 
1. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde

(das können u. a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie
auffällige Bodenverfärbungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher
Funde) gemacht werden, sind diese gem. § 14 Abs. 1 des Niedersächsischen Denkmal-
schutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen der Unteren Denkmalschutzbe-
hörde des Landkreises Vechta unverzüglich gemeldet werden. Meldepflichtig ist der Fin-
der, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind
nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige un-
verändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmal-
schutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeit gestattet. 

 
2. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen zutage

treten, so ist unverzüglich die Untere Abfallbehörde zu benachrichtigen.  
 
3. Die artenschutzrechtlichen Bestimmungen und Vermeidungsgrundsätze des § 44 Bun-

desnaturschutzgesetz (BNatSchG) sind bei der Realisierung der Planung zu beachten.
Um die Verletzung und Tötung von Individuen sicher auszuschließen, sind die Entfer-
nung von Sträuchern und Gehölzen, Bau- und Abbrucharbeiten, der Auf- und Abtrag von
Oberboden sowie vergleichbare Maßnahmen nur außerhalb der Reproduktionsphase
der Vögel und außerhalb der Sommerlebensphase der Fledermäuse durchzuführen
(d. h. nicht vom 1. März bis 30. September). 

 
4. Durch die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12/I werden die Festsetzungen der

Bebauungspläne Nr. 12/I sowie 12/I - 2. Änderung für den vorliegenden Geltungsbereich
aufgehoben. 

 
5. Sollte im Rahmen der Baumaßnahmen eine Wasserhaltung erforderlich sein, so ist hier-

für eine Erlaubnis nach dem Wasserhaushaltsgesetz (WHG) bei der Unteren Wasserbe-
hörde zu beantragen. 

 


